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2 4 1 . Bundesverfassungsgesetz vom 17. No-
vember 1948, womit weitere Maßnahmen zur
Sicherung des Personalbedarfes der Rechts-

pflege getroffen werden.
Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

In § 1 des Bundesverfassungsgesetzes vom
12. Dezember 1946, B.G.Bl. Nr. 9/1947, zur
Sicherung des Personalbedarfes der Rechtspflege
in der Fassung des Bundesverfassungsgesetzes vom
22. Oktober 1947, B.G.Bl. Nr. 242, ist die
Jahreszahl „1948" durch „1949" zu ersetzen.

Artikel II.

Mit der Vollziehung dieses Bundesverfassungs-
gesetzes ist das Bundesministerium für Justiz be-
traut.

Renner
Figl Gerö

2 4 2 . Bundesverfassungsgesetz vom 24. No-
vember 1948, womit ergänzende Bestim-
mungen zum Wohnungsanforderungsgesetz

erlassen werden.
Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.
(1) Die Verfassungsbestimmungen des Gesetzes

vom 22. August 1945, St. G. Bl. Nr. 138, betref-

fend die Anforderung und Vergebung von Wohn-
und Geschäftsräumen (Wohnungsanforderungs-
gesetz) in seiner jeweils geltenden Fassung mit
Ausnahme der des § 21, Abs. (2), in der
Fassung des Bundesgesetzes vom 19. November
1947, B.G.Bl. Nr. 255, sind für die jeweilige
Dauer der Geltung des Wohnungsanforderungs-
gesetzes wirksam.

(2) Die Einschränkungen, die § 5, Punkt 7, des
Wohnungsanforderungsgesetzes in der Fassung
des XIV. Hauptstückes des Nationalsozialisten-
Gesetzes vom 6. Februar 1947, B. G. Bl. Nr. 25,
durch das Bundesverfassungsgesetz vom 21. April
1948, B. G. Bl. Nr. 99, über die vorzeitige Be-
endigung der im Nationalsozialisten-Gesetz vor-
gesehenen Sühnefolgen für minderbelastete Per-
sonen und durch das Bundesverfassungsgesetz
vom 22. April 1948, B. G. Bl. Nr. 70, über die
vorzeitige Beendigung der im Nationalsozialisten-
Gesetz vorgesehenen Sühnefolgen für jugendliche
Personen erfahren hat, werden durch die Be-
stimmungen des Abs. (1) nicht berührt.

Artikel II.
(1) Dieses Bundesverfassungsgesetz t r i t t rück-

wirkend mi t 1. Jänner 1948 in Kraft.
(2) M i t d e r Vo l l z i ehung dieses Bundesver-

fassungsgesetzes ist das Bundesmin is te r ium für
soziale Verwaltung betraut.

Renner
Figl Maisel
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2 4 3 . Bundesgesetz vom 13. Oktober 1948,
betreffend Lebensversicherungen mit Aus-

losung.
Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Lebensversicherungsverträge, nach denen die
im Ab- und Erlebensfalle zu leistende Versiche-
rungssumme für den Fall der Auslosung vorzeitig
zu zahlen ist, gelten nicht als Ausspielung im Sinne
des Lotto-Patentes vom 13. März 1813.

§ 2. Die im Reichsanzeiger Nr. 14 vom 17. Jän-
ner 1940 veröffentlichte Anordnung des Reichs-
wirtschaftsministers über die Außerkraftsetzung
des österreichischen Bundesgesetzes vom 16. Ok-
tober 1937, B. G. Bl. Nr. 345, betreffend eine
Änderung des Versicherungs-Regulativs, wird
hiemit aufgehoben.

§ 3. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Finanzen betraut.

Renner
Figl Zimmermann

2 4 4 . Bundesgesetz vom 17. November 1948,
womit das Allgemeine Verwaltungsverfah-
rensgesetz — AVG. abgeändert wird (Zweite
Verwaltungsverfahrensgesetz-Novelle 1948).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.
Das Bundesgesetz vom 21. Juli 1925, B. G. Bl.

Nr. 274, über das allgemeine Verwaltungsver-
fahren (Allgemeines Verwaltungsverfahrens-
gesetz — AVG.) wird abgeändert wie folgt:

1. Die Abs. (4) und (5) des § 23 erhalten fol-
gende Fassung:

„(4) Ist die Zustellung auf diesem Wege nicht
möglich, so ist das zuzustellende Schriftstück,
wenn die Zustellung durch die Post zu vollziehen
war, bei dem zuständigen Postamt, in allen ande-
ren Fällen aber beim Gemeindeamt des Zustel-
lungsortes zu hinterlegen. Diese Hinterlegung ist
durch eine schriftliche Anzeige und nach Tunlich-
keit auch durch mündliche Mitteilung an die
Nachbarn bekanntzumachen. Die Anzeige ist in
den für die Wohnung oder das Geschäfts-, Ge-
werbs- oder Kanzleilokal bestimmten Briefkasten
einzuwerfen oder, wenn dies nicht möglich ist,
an der Eingangstüre zu befestigen.

(5) Dies darf nur an einem Werktag geschehen,
wenn die Zustellung in einem Geschäfts-, Ge-
werbs- oder Kanzleilokal vorzunehmen ist."

2. § 24, Abs. (2), hat zu lauten:
„(2) Kann eine solche Zustellung nicht bewirkt

werden, so ist der Empfänger durch eine schrift-
liche Anzeige aufzufordern, zur Annahme des
Schriftstückes zu einer ihm gleichzeitig zu be-
stimmenden Zeit in dem betreffenden Raum an-
wesend zu sein. Die Anzeige ist in der Wohnung
oder in dem Geschäfts-, Gewerbs- oder Kanzlei-
lokal zurückzulassen oder, falls diese Räumlich-

keiten verschlossen sind, in den dort befindlichen
Briefkasten einzuwerfen oder, wenn dies nicht
möglich ist, an der Eingangstüre zu befestigen.
Dies darf nur an einem Werktag geschehen, wenn
die Zustellung in einem Geschäfts-, Gewerbs-
oder Kanzleilokal vorzunehmen ist. Die Beschä-
digung oder das Abreißen der schriftlichen Auf-
forderung ist auf die Gültigkeit des Vorgangs
ohne Einfluß. Wird dieser Aufforderung nicht
entsprochen, so ist nach § 23, Abs. (4) bis (6),
vorzugehen."

Artikel II.
Dieses Bundesgesetz tritt am 15. Tag nach

seiner Kundmachung in Kraft. Mit seiner Voll-
ziehung ist die Bundesregierung betraut.

Renner
Figl Schärf Helmer Gerö Hurdes
Maisel Zimmermann Kraus Kolb Sagmeister
Krauland Übeleis Migsch Gruber Altenburger

2 4 5 . Bundesgesetz vom 17. November 1948
über die Sicherstellung der für den Erlag des
Schillinggegenwertes amerikanischer Hilfs-

lieferungen erforderlichen Beträge.
Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. (1) Zur Bedeckung des Schillingerforder-
nisses für die im Vertrag zwischen der Bundes-
regierung und der Regierung der Vereinigten
Staaten von Amerika vom 2. Jänner 1948 sowie
im Vertrag zwischen der Bundesregierung und
der European Corporation Administration
(ECA) vom 2. Juli 1948 vorgesehenen Sonder-
konten hat die Österreichische Nationalbank, so-
weit dieses Erfordernis nicht durch Schillingein-
zahlungen aus dem Erlös der verkauften Güter
seine Deckung findet, dem Bund auf Verlangen
des Bundesministeriums für Finanzen kurz-
fristige Kredite zu gewähren.

(2) Die aus diesen Krediten stammenden
Schillingbeträge dürfen nur zur Veranlagung auf
den bei der Nationalbank zu führenden Sonder-
konten verwendet werden und sind nach Auf-
hören dieses Verwendungszweckes sogleich an die
Österreichische Nationalbank zurückzuzahlen.

§ 2. (1) Das Bundesministerium für Finanzen
kann mit der Österreichischen Nationalbank
eine Vereinbarung über die Verzinsung dieser
Kredite treffen.

(2) Das Bundesministerium für Finanzen kann
zur Bedeckung dieser Kredite Schatzscheine be-
geben.

§ 3. Die mit der Durchführung dieser Kredit-
aufnahme verbundenen Verrechnungen, mit Aus-
nahme der Zinsenzahlungen [§ 2, Abs. (1)], haben
in der Anlehensgebarung zu erfolgen.

§ 4. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Finanzen betraut

Renner
Figl Zimmermann
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246. Bundesgesetz vom 24. Dezember 1948
über die Genehmigung des Bundesrechnungs-

abschlusses für 1947.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Dem vom Rechnungshof dem Nationalrat vor-
gelegten Bundesrechnungsabschluß für das Ver-
waltungsjahr 1947 wird die Genehmigung erteilt.

Renner
Figl Schärf Helmer Gerö Hurdes
Maisel Zimmermann Kraus Kolb Sagmeister
Krauland Übeleis Migsch Gruber Altenburger

247. Bundesgesetz vom 24. November 1948,
betreffend Abänderung des Lohnpfändungs-
rechtes (2. Lohnpfändungsanpassungsgesetz).

Der Nat iona l ra t hat beschlossen:

§ 1. Die Verordnung zur einheitlichen Rege-
lung des Pfändungsschutzes für Arbeitseinkom-
men (Lohnpfändungsverordnung 1940) vom
30. Oktober 1940, Deutsches R. G. Bl. I S. 1451,
in der Fassung des Bundesgesetzes vom 5. N o -
vember 1947, B. G. Bl. N r . 248, betreffend A b -
änderung des Lohnpfändungsrechtes (Lohn-
pfändungsanpassungsgesetz), wi rd abgeändert wie
folgt:

1. Im § 3, Z . 4, t r i t t an die Stelle des Betrages
von 240 S der Betrag von 450 S.

2. § 5 hat zu lauten:

§ 5. Pfändungsschutz für Arbeitseinkommen.

(1) Arbeitseinkommen unterliegt nicht der
Pfändung

bei Auszahlung für Monate oder Bruchteile
von Monaten in H ö h e von 400 S monatlich,

bei Auszahlung für Wochen in H ö h e von
90 S wöchentlich,

bei Auszahlung für Tage in H ö h e von 13 S
täglich und, soweit es diese Beträge übersteigt,
zu drei Zehntel des Mehrbetrages.

(2) Gewähr t der Schuldner seinem Ehegatten,
einem früheren Ehegatten, einem Verwandten
oder einem unehelichen Kind Unterhal t , so er-
höht sich der unpfändbare Teil des Mehrbetrages
für jede Person, der Unterha l t gewährt wird, um
ein weiteres Zehntel, mindestens um 45 S
monatlich (11 S wöchentlich, l '50 S täglich),
höchstens um 150 S monatlich (36 S wöchentlich,
6 S täglich). Der hiernach unpfändbare Tei l des
Mehrbetrages darf jedoch neun Zehntel des
Mehrbetrages bis zu 300 S monatlich (70 S
wöchentlich, 10 S täglich) und acht Zehntel des
weiteren Mehrbetrages nicht übersteigen.

§ 2. Die Vorschriften des § 12 der Lohn-
pfändungsverordnung sind mit der Maßgabe an-
zuwenden, daß an die Stelle der Worte „nach
dem 30. November 1940" die Wor t e „nach In-
kraft treten des 2. Lohnpfändungsanpassungs-
gesetzes" zu treten haben.

§ 3. Dieses Bundesgesetz t r i t t nach Ablauf eines
Monates nach der Kundmachung in Kraf t .

§ 4. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Justiz betraut .

Renner
Figl Gerö

2 4 8 . Bundesgesetz vom 24. November 1948
über die Abänderung des Wohnungsan-
forderungsgesetzes (Wohnungsanforderungs-

gesetznovelle 1948).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das Gesetz vom 22. August 1945, St. G. Bl.
Nr. 138, betreffend die Anforderung und Ver-
gebung von Wohn- und Geschäftsräumen
(Wohnungsanforderungsgesetz) in der Fassung
des Gesetzes vom 16. November 1945, B. G. Bl.
Nr. 1/1946, des XIV. Hauptstückes des National-
sozialistengesetzes vom 6. Februar 1947, B. G. Bl.
Nr. 25, und der Bundesgesetze vom 19. Novem-
ber 1947, B. G. Bl. Nr. 254 und 255, wird unter
Berücksichtigung der Kundmachung des Bundes-
kanzleramtes vom 22. November 1948, B. G. Bl.
Nr. 260, abgeändert wie folgt:

1. Dem § 21 wird als Abs. (2) angefügt:
„(2) Über Berufungen entscheidet für den

Bereich des Landes Wien das Bundesministerium
für soziale Verwaltung (Art. 109 des Bundes-
Verfassungsgesetzes in der Fassung von 1929),
für den Bereich der übrigen Bundesländer der
Landeshauptmann in zweiter und letzter In-
stanz."

2. Im § 24, Abs. (1), sind die Worte „31. De-
zember 1948" zu ersetzen durch „31. März 1949".

Artikel IL
Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Jänner 1949

in Kraft. Mit seiner Vollziehung sind das Bundes-
ministerium für soziale Verwaltung und das
Bundesministerium für Justiz betraut.

Renner
Figl Maisel Gerö

249. Bundesgesetz vom 24. November 1948
über die Anpassung der Leistungen in der
Notarversicherung an die wirtschaftlichen

Verhältnisse (Notarversicherungs-
Anpassungsgesetz).

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. (i) Zu den Geldleistungen aus der Notar-
versicherung wird Personen mit dem Wohnsitz
im Inland, deren Anspruch sich gegen die Ver-
sicherungsanstalt des österreichischen Notariates
richtet, ein Zuschlag in der Höhe von 60 v. H.
der Leistung gewährt. Für die Unfallsrente
gilt dies jedoch nur, wenn sich der Unfall
vor dem 1. Jänner 1948 ereignet hat.
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(2) Bei der Berechnung des Zuschlages zu den
Leistungen aus der Pensionsversicherung ist nur
der vor dem Wirksamkeitsbeginn dieses Bundes-
gesetzes erworbene Teil der Zusatzrente zu be-
rücksichtigen.

§ 2. In den nach dem 31. Dezember 1947 ein-
getretenen, beziehungsweise eintretenden Ver-
sicherungsfällen sind die in festen Zahlen an-
gegebenen Höchst- und Mindestgrenzen für die
Bemessung der Versicherungsleistungen auf das
l'6fache zu erhöhen. Das gleiche gilt bei
Ermittlung der Höchstgrenze für Invaliditäts-
(Alters)renten nach § 11, Abs. (1), zweiter Satz,
Notarversicherungsgesetz 1938, B. G. Bl. Nr. 2,
für Monatseinkommen aus der Zeit vor dem
1. Jänner 1948.

§ 3. (1) Dieses Bundesgesetz tritt rückwirkend
mit 1. Jänner 1948 in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für soziale Verwaltung
betraut.

Renner
Figl Maisel

250.Bundesgesetz vom 24. November 1948,
womit das Bundesgesetz vom 15. Mai 1946,
B. G. Bl. Nr. 97, über vorläufige Maßnahmen
auf dem Gebiete der Arbeitslosenfürsorge
(Arbeitslosenfürsorgegesetz) abgeändert wird.

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1., Im § 8, Abs. (2), des Bundesgesetzes
vom 15. Mai 1946, B.G.Bl. Nr. 97, über vor-
läufige Maßnahmen auf dem Gebiete der
Arbeitslosenfürsorge (Arbeitslosenfürsorgegesetz),
in der Fassung des Bundesgesetzes vom 30. Juli
1947, B.G.Bl. Nr. 187, des Bundesgesetzes vom
16. Juni 1948, B. G. Bl. Nr. 126 und des Bundes-
gesetzes vom 15. Oktober 1948, B. G. Bl.
Nr. 220, sind die Worte „31. Dezember 1948"
durch die Worte „30. Juni 1949" zu ersetzen.

§ 2. Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Jänner
1949 in Kraft. Mit der Vollziehung ist das
Bundesministerium für soziale Verwaltung im
Einvernehmen mit den beteiligten Bundes-
ministerien betraut.

Renner
Figl Maisel

2 5 1 . Bundesgesetz vom 24. November 1948,
über die Regelung des Warenverkehres mit
dem Auslande (Außenhandelsverkehrsgesetz

1948).
Der Nat iona l ra t ha t beschlossen:

I. Allgemeine Best immungen.

§ 1. Die Aus- u n d Einfuhr von Waren über
die Grenzen des österreichischen Zollgebietes

unterliegt, soweit nicht dieses Bundesgesetz oder
sonstige Vorschriften anderes festsetzen, keiner
Beschränkung.

§ 2. (1) Rechtsgeschäfte, welche die Aus- oder
Einfuhr von den in den Listen A oder B (An-
lagen zu diesem Bundesgesetz) angeführten
W a r e n zum Gegenstand haben, sind vor ihrem
Abschluß der Außenhandelskommission (§ 7) zu
melden; sie bedürfen der Zus t immung dieser
Kommission.

(2) Die Meldung ist ohne Rücksicht darauf, o b
es sich um entgeltliche oder unentgeltliche Rechts-
geschäfte handel t , zu erstatten.

(3) Die Außenhandelskommission hat dem
Bundesministerium für Finanzen und der Öster-
reichischen Nat iona lbank mitzuteilen, ob sie dem
Rechtsgeschäft zustimmt. Diese Mitteilung hat ,
wenn es sich um Anträge , die die Ausfuhr gegen
Devisenzahlung oder im Clearingverkehr be-
treffen, handelt , binnen zwei Wochen, gerechnet
vom Tage des Einganges der Anmeldung, zu er-
folgen. Nach Ablauf dieser Frist gilt die Zu-
st immung der Außenhandelskommission als er-
teilt. Auch hievon ist das Bundesministerium für
Finanzen und die Österreichische Nat ionalbank
zu verständigen.

(4) Die Zust immung der Außenhandelskommis-
sion bi ldet die Voraussetzung für die Ertei lung
der nach den devisenrechtlichen Vorschriften er-
forderlichen Bewilligung.

§ 3 . (1) Rechtsgeschäfte mit dem Auslande, die
nicht meldepflichtige W a r e n betreffen, sind vor
ihrem Abschluß der Außenhandelskommission
anzuzeigen, w e n n solche W a r e n gegeneinander
ausgetauscht werden sollen (Kompensations-
geschäfte).

(2) Die im Abs. (1) genannten Rechtsgeschäfte
können nach Ablauf v o n zwei Wochen, ge-
rechnet v o m Tage des Einganges der Anzeige,
durchgeführt werden. Der Ablauf dieser Frist,
von dem die Außenhandelskommiss ion die
Österreichische Na t iona lbank zu verständigen ha t ,
bildet d ie Voraussetzung für die Ertei lung der
nach den devisenrechtlichen Vorschriften erforder-
lichen Bewilligung.

§ 4. (1) Die Außenhandelskommission kann
ihre Zustimmung mit Auflagen, die gesamtwirt-
schaftlichen Interessen dienen, verbinden; sie
kann insbesondere den Nachweis verlangen, daß
Lieferungen zur Erfüllung der in zwischenstaat-
lichen Verträgen vereinbarten Kontingente für
die Aus- und Einfuhr von Waren durchgeführt
wurden.

(2) Die Außenhandelskommission kann für den
Abschluß von Warenaustauschgeschäften mit
dem Auslande (Kompensationsgeschäfte) die
gleichen Auflagen vorschreiben.
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§ 5. (1) Ist die Zust immung erteil t oder gilt
sie als erteilt [§ 2, Abs. (3)], so h a t das Bundes-
ministerium für Finanzen binnen zwei W e r k -
tagen die Bewilligung auszufertigen und den An-
meldenden zu verständigen.

(2) Anmeldungen gemäß § 2 unterliegen fol-
gernden Stempelgebühren :

a) Für jedes Postpaket 2 S,
b) andere Anmeldungen für jeden Bogen 3 S;

wenn der W e r t der z u r Aus- oder Einfuhr
bestimmten Sache 1000 S übersteigt, für
jeden Bogen 10 S.

(3) N ä h e r e Bestimmungen über das Verfahren
gemäß den §§ 2 und 3 trifft das Bundesminis te -
rium für Handel und Wiederaufbau durch Ver-
ordnung.

§ 6. (1) Das Bundesiministerium für Handel und
Wiederaufbau kann auf Beschluß der Außen-
handelskommission einzelne oder Gruppen der
in den Listen A und B genannten Waren und
bestimmte Arten des Warenverkehres mit dem
Auslande durch Verordnung von den Bestim-
mungen dieses Bundesgesetzes ausnehmen. Eben-
so kann es durch Verordnung für bestimmte
Warengruppen oder für bestimmte Arten von
Geschäften die im § 2, Abs. (3), und § 3,
Abs. (2), festgelegten Fristen abändern.

(2) Das Bundesministerium für Finanzen kann
im Einvernehmen mi t dem Bundesministerium
für Volksernährung für eine namentlich fest-
zustellende G r u p p e von W a r e n der L i s t e B durch
Verordnung verfügen, daß die Zus t immung zur
Einfuhr solcher W a r e n bei ihrem Einlangen an
der Grenze nachgewiesen werden muß . W i r d
dieser Nachweis nicht erbracht , so ha t der Ver-
fügungsberechtigte b innen 24 Stunden die Aus-
fuhr der W a r e in das Herkunf t s l and oder deren
Verbr ingung auf ein Zollager im gebundenen
Verkehr zu veranlassen. W i r d die W a r e b innen
24 Stunden nicht wieder ausgeführt oder wird
bei ihrem Verbleib im In land nicht binnen
48 Stunden nach de r Einlagerung die Zust immung
zur Einfuhr erteilt , h a t das Zollamt unbeschadet
de r sonstigen Straffolgen die Einziehung der
W a r e ohne Entschädigung auszusprechen.

(3) Die Außenhandelskommission kann Un te r -
nehmungen, die Waren der Liste A oder B aus-
oder einführen wollen, von der Meldepflicht
gemäß § 2 befreien; eine solche Befreiung ist
zeitlich zu befristen u n d mengen- oder wer t -
mäßig zu begrenzen.

II. Organisatorische Best immungen.

§ 7. (1) Zur zusammenfassenden Bearbeitung
der sich aus diesem Bundesgesetz ergebenden
Aufgaben wird die Außenhandelskommission er-
richtet.

(2) Ihr obliegt es insbesondere:
1. Vorver t räge für den Abschluß entgeltlicher

Warengeschäfte m i t dem Auslande zu prüfen,

die zur Durchführung solcher Geschäfte erfor-
derlichen Verfügungen zu treffen und ihre Ab-
wicklung zu überwachen,

2. Anbo te aus Warenaustauschgeschäften
(Kompensationsgeschäften) zwischen Käufern
und Verkäufern des In- u n d Auslandes zu
prüfen, die zu r Durchführung dieser Geschäfte
erforderlichen Verfügungen zu treffen u n d ihre
Abwicklung zu überwachen,

3. die Zus t immung zur Aus- und Einfuhr
(§ 2) zu erteilen und Auflagen gemäß § 4 vorzu-
schreiben,

4. die Abwicklung von Warenaustausch- und
Zahlungsabkommen sowie von Handelsver-
trägen mi t d e m Auslande zu überwachen,

5. Richtlinien für die H a n d h a b u n g der Aus-
und Einfuhrbeschränkungen sowie nach An-
hörung der Österreichischen Nat iona lbank oder
auf deren Antrag Richtlinien über die H ö h e des
zu belassenden zweckbestimmten Anteiles am
Exporterlös in ausländischen Zahlungsmitteln
festzusetzen.

§ 8. (1) Der Außenhandelskommission gehören
der Bundesminister für die Auswärt igen Ange-
legenheiten, die Bundesminister für Finanzen,
für Land- und Forstwirtschaft, für Hande l und
Wiederaufbau, für Volksernährung , für Ver-
mögenssicherung und Wirtschaftsplanung, für
Verkehr und für Energiewirtschaft und Elektr i -
fizierung, ferner als Experten der Präsident der
Österreichischen Nat iona lbank , der Präsident der
Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft, der
Präsident der Landwirtschaftskammer für Wien
und Niederösterreich als geschäftsführende Stelle
der Landwirtschaftskammern Österreichs und der
Präsident des Österreichischen Arbei terkammer-
tages an ; sie können sich durch Beamte ihres
Ressorts, beziehungsweise ihrer Körperschaften
vertreten lassen.

(2) Den Vorsi tz in der Außenhandelskommis-
sion führt der Bundesminister für Handel und
Wiederaufbau.

(3) Falls eine einhellige Auffassung über eine
in der Kommission behandelte Frage nicht er-
zielt werden kann, 6ind die voneinander ab-
weichenden Ste l lungnahmen in de r Niederschrift
über die Sitzung der Kommission festzuhalten.
Die Entscheidung trifft die Bundesregierung.

§ 9. Die Geschäfte der Außenhandelskomis-
sion führ t das Bundesministerium für Handel
und Wiederaufbau.

§ 10. (1) Zur Beratung und Begutachtung der
allgemeinen Angelegenheiten des Warenver -
kehres mi t dem Au6lande wird beim Bundes-
ministerium für Hande l und Wiederaufbau der
Außenhandelsbeirat errichtet .

(2) Dem Außenhandelsbeirat obliegt es ins-
besondere:



816 Stück 5 1 , N r . 2 5 1 .

a) Vorschläge zu einer ordnungsmäßigen Ab-
wicklung des W a r e n v e r k e h r s mit dem
Auslande und dessen Anpassung an die
volkswirtschaftlichen Erfordernisse zu er-
statten,

b) Gutachten in Angelegenheiten des Waren-
verkehres mi t dem Auslande u n d über die
Art seiner Durchführung und Über-
wachung abzugeben,

c) Anträge gemäß § 6, Abs. (1), zu stellen,

d) Richtlinien für die Handhabung der Aus-
und Einfuhrsbeschränkungen (§ 2) sowie
im Einvernehmen mit der Österreichischen
Nationalbank Richtlinien über die Höhe
des zu belassenden Anteiles am Export-
erlös [§ 7, Abs. (2), Ziff. 5] vorzuschlagen.

(3) Der Außenhandelsbeirat ist vor einer Ver-
fügung gemäß § 5, Abs. (3), und § 6, Abs. (3),
anzuhören.

§ 11 . (1) Mitglieder des Außenhandelsbeirates
sind:

1. Je zwei Vertre ter der Bundeskammer der
gewerblichen Wirtschaft, des Österreichischen
Arbeiterkammertages und der Landwirtschafts-
kammer für Niederösterreich und Wien, als
geschäftsführende Stelle der Landwirtschafts-
kammern Österreichs,

2. ein Vertreter der Österreichischen National-
bank,

3. je ein Vertreter des Bundeskanzleramtes
und der Bundesministerien für Finanzen, für
Land- und Forstwirtschaft, für Handel und
Wiederaufbau, für Volksernährung, für Ver-
mögenssicherung u n d Wirtschaftsplanung, für
Verkehr, für Energiewirtschaft und Elektri-
fizierung und

4. je ein Ver t re ter der Bundesländer.

(2) Für jedes Mitglied des Außenhandelsbei-
rates ist ein Ersatzmann zu bestellen.

(3) Die im Abs. (1), Ziff. 1, genannten Mit-
glieder und ihre Ersa tzmänner werden auf Vor -
schlag der entsendenden Interessenvertretung,
das u n t e r Ziff. 2 genannte Mitglied (Ersatzmann)
auf Vorschlag des Di rek tor iums der Oester-
reichischen Nat iona lbank u n d die un te r Ziff. 4
genannten Mitglieder (Ersatzmänner) auf V o r -
schlag des zuständigen Landeshauptmannes v o m
Bundesministerium für Hande l und Wiederauf-
bau bestellt.

(4) Die in Abs. (1), Ziff. 1 und 4, genannten
Mitglieder des Außenhandelsbeirates üben ihre
Funk t ion ehrenamtlich aus; sie haben auf den
Ersatz der ihnen aus ihrer Tätigkeit im Beirat
erwachsenden Barauslagen Anspruch.

(5) Die Mitglieder des Außenhandelsbeirates
sind verpflichtet, über die Einrichtungen und
Geschäftsverhältnisse, von denen sie bei Aus-
übung ihrer Tät igkei t Kenntnis erlangen, Ver-
schwiegenheit zu beobachten und sich der Ver-

wer tung der Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse
zu enthal ten . Sie sind, soweit sie nicht beamtete
Ver t re te r sind, v o m Bundesminister ium für
Hande l u n d Wiederaufbau auf die gewissenhafte
Erfül lung ihrer Obliegenheiten zu verpflichten.

§ 12. (1) Den Vorsi tz im Außenhandelsbeirat
führt der Bundesminister für Handel und
Wiederaufbau, der sich durch einen Beamten
seines Ministeriums vertreten lassen kann.

(2) Falls eine einhell ige Auffassung über eine
im Außenhandelsbeirat behandelte Frage nicht
erzielt werden kann, sind die voneinander ab-
weichenden Ste l lungnahmen in der Niederschrift
über die Sitzung des Beirates festzuhalten.

(3) Der Außenhandelsbeirat ist beschlußfähig,
wenn er o rdnungsgemäß einberufen wurde und
mindestens die Hälf te der z u m Erscheinen ver-
pflichteten Mitglieder zur festgesetzten Zeit an-
wesend ist. De r Beirat gilt als o rdnungsgemäß
einberufen, wenn die Einladungen acht Tage v o r
d e m Sitzungstermin abgesendet worden sind.

(4) Der Außenhandelsbeirat t r i t t nach Bedarf,
mindestens aber einmal vierteljährlich, zusam-
men. Darüber hinaus kann er v o m Vorsi tzenden
jederzeit einberufen werden. Er ist einzuberufen,
wenn ein begründeter An t rag einer im Außen-
handelsbeirat ver t re tenen Körperschaft vorliegt .

(5) Der Außenhandelsbeirat kann zur Beratung
über einzelne Gegenstände Sachverständige
heranziehen.

§ 13. (1) Die Geschäfte des Außenhandels-
beirates führ t das Bundesminis ter ium für Hande l
und Wiederaufbau.

(2) Der Außenhandelsbeirat gibt sich seine
Geschäftsordnung selbst; diese bedarf der Geneh-
migung der Außenhandelskommission.

§ 14. (1) Z u r Beratung und Begutachtung
best immter Fragen des Außenhandels bildet der
Außenhandelsbeirat Arbeitsausschüsse.

(2) Mitglieder dieser Ausschüsse sind:
1. Je e in Ver t re te r der Bundeskammer der

gewerblichen Wirtschaft, des Österreichischen
Arbei terkammertages und der Landwirtschafts-
kammer für Niederösterreich und Wien, als
geschäftsführende Stelle der Landwirtschafts-
kammern Österreichs,

2. branchekundige Fachleute der am Außen-
handel interessierten Wirtschaftskreise,

3. ein Ver t re ter der Oesterreichischen Nat iona l -
bank,

4. je ein Ver t re te r der Bundesministerien für
H a n d e l u n d Wiederaufbau, für Finanzen und
für Vermögenssicherung u n d Wirtschaftsplanung
sowie der zuständigen Bundesministerien und

5. zwei Ver t re te r der Bundesländer, die von
diesen turnusweise entsandt werden.

(3) Den Vorsi tz in den Ausschüssen führt der
Ver t re te r des Bundesministeriums für Hande l
und Wiederaufbau.
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(4) Im übrigen gelten die Bestimmungen der
§§11 und 12 sinngemäß.

§ 15. (1) Die im § 14, Abs. (2), Ziff. 1, ge-
nannten Kammern, stellen eine Liste der branche-
kundigen Fachleute auf, die gemäß § 14, Abs. (2),
Ziff. 2, zu den Sitzungen der Arbeitsausschüsse
heranzuziehen sind; diese Liste bedarf der Ge-
nehmigung des Bundesministeriums für Handel
und Wiederaufbau.

(2) Der Vorsitzende des Arbeitsausschusses
hat die geeigneten Personen aus dieser Liste je-
weils unter Berücksichtigung des Gegenstandes
der Beratung im Ausschuß auszuwählen und zu
den Sitzungen einzuberufen.

§ 16. (1) Das Bundesministerium für Handel
und Wiederaufbau kann zur Deckung der
Kosten

a) der Außenhandelskommission,
b) der von Körperschaften öffentlichen Rechtes

im Interesse der Außenhandelsförderung
entfalteten Tätigkeit und

c) der zu diesem Zwecke im Ausland unter-
haltenen Einrichtungen (Außenhandels-
stellen)

Beiträge einheben. Diese werden durch Ver-
ordnung in einem Prozentsatz vom Wert der aus-
oder eingeführten Ware oder in festen Beträgen
festgesetzt. Hiebei darf der feste Betrag 100 S,
der Prozentsatz 0'3 v. H. nicht übersteigen.

(2) Das Bundesministerium für Handel und
Wiederaufbau erläßt die im Abs. (1) genannte
Verordnung nach Anhörung des Bundesmini-
steriums für Finanzen.

III. Strafbestimmungen.

§ 17. (1) Wer eine der in den Listen A oder B
angeführten Waren ohne die nach § 2 erforder-
liche Zustimmung aus- oder einführt, wird,
wenn er die Tat vorsätzlich begangen hat, nach
den Straf- und Verfahrensbestimmungen über den
Bannbruch, sonst nach den über Steuerordnungs-
widrigkeiten bestraft.

(2) Zuwiderhandlungen gegen die Bestim-
mungen des § 3, der auf Grund des § 4 erlas-
senen Anordnungen, des § 6, Abs. (2), und der
auf dessen Grundlage erlassenen Verordnungen
werden, wenn sie Waren betreffen, (deren Wert
10.000 S übersteigt, oder wenn die Tat gewerbs-
mäßig begangen worden ist, vom Gericht als Ver-
gehen mit strengem Arrest von drei Monaten bis
zu zwei Jahren und an Geld bis zu 500.000 S be-
straft. Die den Gegenstand der strafbaren Hand-
lung bildende Ware ist für verfallen zu er-
erklären, wenn nicht schon nach § 6, Abs. (2),
ihre Einziehung ausgesprochen wurde. Wenn die
Ware nicht erfaßt werden kann, ist auf Verfall
ihres Wertes und, soweit dieser nicht zu er-
mitteln ist, auf Zahlung eines Geldbetrages bis
zu 100.000 S zu erkennen. Ist die Verfolgung

oder Verurteilung einer bestimmten Person nicht
möglich, so hat die Ratskammer auf Antrag des
Staatsanwaltes auf den Verfall selbständig zu er-
kennen. Gegen diesen Beschluß, der den Beteilig-
ten zuzustellen ist, steht diesen das Rechtsmittel
der Beschwerde an den Gerichtshof zweiter
Instanz offen; für die Beschwerde sind die Be-
stimungen des § 114 StPO. maßgebend.

(3) Zuwiderhandlungen gegen die Bestimmungen
dieses Bundesgesetzes oder der auf G r u n d dieses
Bundesgesetzes ergangenen Verordnungen wer -
den, sofern nicht ein gerichtlich zu verfolgender
oder nach ande ren Vorschriften strenger zu
ahndender Ta tbes t and vorliegt, von der örtlich
zuständigen Bezirksverwal tungsbehörde als Ver-
waltungsübertre tung mi t Arres t bis zu drei
Monaten oder mit Geld bis. zu 300.000 S be-
straft , auch wenn es beim Versuch geblieben ist .
Überdies können die d e n Gegenstand der straf-
baren H a n d l u n g bildenden, dem T ä t e r oder
einem Mitschuldigen gehörenden Gegenstände
oder ihr Erlös für verfallen erklärt werden. Auf
den Verfall dieser Gegenstände kann auch selb-
ständig erkannt werden, wenn keine bestimmte
Person verfolgt oder bestraft werden kann. Hat
der Täter vorsätzlich gehandelt oder wurde er
wegen Übertretung der Bestimmungen dieses
Bundesgesetzes oder einer auf Grund dieses Bun-
desgesetzes ergangenen Verordnung wiederholt
bestraft, so können beide Strafen nebeneinander
verhängt werden.

(4) Z u r Sicherung des Verfalles der h ievon nach
Albs. (2) u n d (3) betroffenen Gegenstände können
diese auch durch die Organe der Zo l lve rwa l tung
beschlagnahmt werden. Diese haben hievon un-
gesäumt der zur Strafverfolgung zuständigen
Behörde die Anzeige zu erstat ten.

§ 18. Das Mitglied des Außenhandelsbeirates
(eines Arbeitsausschusses), das während der D a u e r
seiner Bestellung oder nach Erlöschen seiner
Funkt ionen ein ihm bei der Ausübung seiner
Tä t igke i t bekanntgewordenes u n d als solches be-
zeichnetes Geschäfts- oder Betriebsgeheimnis
durch Mit te i lung oder Veröffentlichung ver le tz t
oder es zu seinem oder eines anderen Vorte i l ve r -
werte t , wird, w e n n die H a n d l u n g nicht nach
einer anderen Vorschrift mit strengerer Strafe
bedroht ist, vom Gericht wegen Vergehens mi t
Arrest von drei Monaten bis zu zwei Jahren be-
straft.

IV. Übergangs- und Vollzugsbestimmungen.

§ 19. (1) Das Bundesgesetz tritt am 31. De-
zember 1948 in Kraft. Die zu seiner Durch-
führung erforderlichen Vorschriften können rück-
wirkend mit dem Wirksamwerden dieses Bundes-
gesetzes in Kraft gesetzt werden.

(2) Mit dem Inkrafttreten dieses Bundes-
gesetzes verlieren die Vorschriften des Gesetzes
vom 17. Dezember 1945, B.G.Bl. Nr. 111/1946,
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in den Fassungen der Bundesgesetze vom 21, Mai
1947, B.G.Bl. Nr. 116, und vom 16. Juni 1948,
B. G. Bl. Nr. 125, der Verordnung der Bundes-
regierung vom 5. September 1946, B.G.Bl.
Nr. 194 (Erste Durchführungsverordnung zum
Außenhandelsverkehrsgesetz), und des Ge-
setzes vom 25. Juli 1945, St. G. Bl. Nr. 112, in
der Fassung des Bundesgesetzes vom 12. Mai
1948, B.G.Bl. Nr. 111 (Warenverkehrsbüro-
gesetz), ihre Wirksamkeit.

§ 20. (1) Die Vorschriften der §§ 2, 3 und 4
gelten bis längstens 31. Dezember 1950.

(2) Diese Vorschriften können vorher durch
eine Verordnung der Bundesregierung, die der
Zustimmung des Hauptausschusses des National-
rates bedarf, außer Kraft gesetzt wenden, wenn
dies die wirtschaftlichen Verhältnisse zulassen.

§ 21. Soweit auf Grund anderer Bestimmungen
auf dem Gebiete des Warenverkehres mit dem

Auslande dem Bundeskanzleramt und den Bun-
desministerien ein Wirkungsbereich zukommt,
wird er durch die Bestimmungen dieses Bundes-
gesetzes nicht berührt.

§ 22. (1) Mit der Vollziehung dieses Bundes-
gesetzes ist mit Ausnahme der §§ 5, Abs. (1), und
6, Abs. (2), des § 17, Abs. (1), (2) und (4), und
§ 18, das Bundesministerium für Handel und
Wiederaufbau betraut.

(2) Mit der Vollziehung der Bestimmungen der
§§ 5, Abs. (1), und 6, Abs. (2), ist das Bundes-
ministerium für Finanzen betraut .

(3) Mit der Vollziehung der Bestimmungen des
§ 17, Abs. (1), (2) und (4), und des § 18, sind
die Bundesministerien für Finanzen und für
Justiz betraut.

Renner
Figl Schärf Helmer Gerö Hurdes
Maisel Zimmermann Kraus Kolb Sagmeister
Krauland Übeleis Migsch Gruber Altenburger
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Liste A zu § 2, Abs. (1)
(Genehmigungsliste für die Ausfuhr)
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2 5 2 . Bundesgesetz vom 24. November 1948
über die Abänderung des Bundesgesetzes
vom 26. März 1947, B.G.Bl. Nr. 73,
betreffend die Sicherstellung der Feldbestel-
lungs-, Kultur- und Erntearbeiten (Anbau-

gesetz-Novelle).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das Bundesgesetz vom 26. März 1947, B. G. Bl.
Nr. 73, betreffend die Sicherstellung der Feld-
bestellungs-, Kultur- und Erntearbeiten (Anbau-
gesetz) wird abgeändert wie folgt:

§ 13, Abs, (1), lautet:

„(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 31. Dezember
1949 außer Kraft."

Artikel II.

Dieses Bundesgesetz tritt mit 31. Dezember
1948 in Kraft. Mit seiner Vollziehung ist das
Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft
im Einvernehmen mit dem Bundesministerium
für Justiz betraut.

Renner
Figl Kraus Gerö

2 5 3 . Bundesgesetz vom 24. November 1948,
über die Abänderung des Bundesgesetzes vom
24. Juli 1946, B. G. Bl. Nr. 161, über prozeß-
und exekutionsrechtliche Sonderbestimmun-
gen für schutzwürdige Unternehmungen, in
der Fassung des Bundesgesetzes vom 30. Juni

1948, B.G.Bl. Nr. 136.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.
Das Bundesgesetz vom 24. Juli 1946, B. G. Bl.

Nr . 161, über prozeß- und exekutionsrechtliche
Sonderbestimmungen für schutzwürdige Unte r -
nehmungen, in der Fassung des Bundesgesetzes
vom 30. Juni 1948, B. G. Bl. N r . 136, wird wie
folgt abgeändert:

1. In den §§ 3, Abs. (1), 4, Abs. (1), 6, 8,
Abs. (1), und 9, Abs. (1), sind die Wor te „31. De-
zember 1948" durch die Worte „31 . Dezember
1949", im § 3, Abs. (3), die W o r t e „ 1 . Jänner
1949" durch die W o r t e „ 1 . Jänner 1950" zu er-
setzen.

2. In den §§ 7, Abs. (1), und 9, Abs. (2), sind
nach der Zitierung des § 1 die W o r t e „vor dem
30. Juni 1948" einzufügen.

3. Im § 8, Abs. (2), sind die W o r t e „31. De-
zember 1948" durch die W o r t e „31 . Dezember
1949, sofern der Antrag vor dem 30. Juni 1948
eingebracht wurde" zu ersetzen.

4. An Stelle von „Kammer für Handel , Ge-
werbe, Industrie, Geld- und Kreditwesen" hat es
jeweils zu lauten „Landeskammer der gewerb-
lichen Wirtschaft".

Artikel II.

(1) Die in der Liste (§ 1) eingetragenen Unter -
nehmungen haben bis längstens zwei Monate
nach Inkraft t reten dieses Bundesgesetzes bei der
für sie zuständigen Lande6kammer der gewerb-
lichen Wirtschaft einen Antrag auf Weiter-
belassung in der Liste einzubringen.

(2) Die Kommission [§ 2, Abs. (2)] hat dem
Antrag stattzugeben, wenn die Voraussetzungen
des § 2, Abs. (1), Z. 1 und 2, noch vorliegen.
Sind die Voraussetzungen nicht mehr gegeben
oder wird ein Antrag gemäß Abs. (1) nicht ge-
stellt, so ist die Streichung aus der Liste zu ver-
fügen.

(3) Auf das Verfahren über einen nach Abs. (1)
eingebrachten Antrag finden die Bestimmungen
der §§ 10 und 11 Anwendung.

Artikel III.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind
die Bundesministerien für Handel und Wieder-
aufbau und für Justiz betraut.

Renner
Figl Kolb Gerö
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2 5 4 . Verordnung des Bundesministeriums
für Handel und Wiederaufbau vom 3. No-
vember 1948 über die Wiederherstellung von
Zuständigkeiten auf gewerberechtlichem

Gebiet.

Auf Grund des § 24, Absatz 2, der Gewerbe-
ordnung wird verordnet:

§ 1. Zur Verleihung von Konzessionen für
a) die Preßgewerbe (§ 15, Absatz 1, Punkt 1,

der Gewerbeordnung), 6oweit diese Gewerbe
die Vervielfältigung von literarischen und
artistischen Erzeugnissen (Buch-, Kupfer-,
Stahl-, Holz-, Steindruckereien und der-
gleichen einschließlich der Tretpressen)
sowie die Herstellung der zur Verviel-
fältigung erforderlichen Druckformen und
-platten und den Handel mit solchen Druck-
formen und -platten zum Gegenstand haben,

b) das Baumeister-, Maurer-, Steinmetz- und
Zimmermannsgewerbe (§ 15, Absatz 1,
Punkt 6, der Gewerbeordnung),

c) das Pfandleihergewerbe (§ 15, Absatz 1,
Punkt 13, der Gewerbeordnung),

d) den Betrieb von Leichenbestattungsunter-
nehmungen (§ 15, Absatz 1, Punkt 23, der
Gewerbeordnung),

e) den Betrieb von Informationsbüros zum
Zwecke der Auskunftserteilung über die
Kreditverhältnisse von Firmen (Verordnung
der Minister des Handels und des Inneren
vom 20. Juli 1885, R. G. Bl. Nr. 116, in der
Fassung der Verordnung des Handels-
ministeriums im Einvernehmen mit dem
Ministerium des Inneren vom 28. Juli 1890,
R.G.Bl. Nr. 157, der Verordnung des
Handelsministeriums im Einvernehmen mit
dem Ministerium des Inneren vom 1. Mai
1891, R. G. Bl. Nr. 58, und der Verordnung
der Minister des Handels und des Inneren
vom 6. Juli 1893, R.G.Bl. Nr. 117),

f) den Betrieb von Unternehmungen, die auf
die Ausgabe von Fahrkarten von Kraft-
wagenfahrten oder auf die Veranstaltung
von Gesellschaftsfahrten im Kraftwagen im
Inlande beschränkt sind (Verordnung des
Bundesministers für Handel und Verkehr,
B. G. Bl. Nr. 148/1935),

g) das Gewerbe der Privatdetektive (Verord-
nung des Bundesministers für Handel und
Verkehr, B. G. Bl. Nr. 200/1937),

h) das Gewerbe derjenigen, welche aus dem
Frachtengeschäfte entstehende Forderungen
an die Bahnverwaltung oder sonstige
Transportanstalten erwerben und sodann
im eigenen Namen und auf eigene Rechnung
geltend machen (Verordnung des Handels-
ministers im Einvernehmen mit dem Minister
des Inneren vom 4. März 1914, R. G. Bl.
Nr. 56),

i) das Gewerbe der Elektroinstallation (Ver-
ordnung des Bundesministeriums für Han-
del und Verkehr vom 21. Juni 1929,
B. G. Bl. Nr. 213),

j) die gewerbsmäßige Vermittlung von Aus-
gleichen (Verordnung des Bundesministers
für Handel und Verkehr vom 17. August
1932, B. G. Bl. Nr. 266),

k) die Privatgeschäftsvermittlung (Verord-
nung des Bundesministers für Handel und
Verkehr vom 19. Juli 1932, B. G. Bl.
Nr. 203),

l) das Kraftfahrzeugmechanikergewerbe (Ver-
ordnung des Bundesministers für Handel
und Verkehr, B.G.Bl. Nr. 131/1935),

ist der Landeshauptmann zuständig,

§2 .

Zur Verleihung von Konzessionen für

a) das Gewerbe der Anbietung der Besorgung
von Bewachungsdiensten an nicht öffent-
lichen Orten (Verordnung des Bundesmini-
sters für Handel und Gewerbe, Industrie
und Bauten im Einvernehmen mit dem
Bundesminister für Inneres und Unter-
richt vom 27. November 1922, B. G. Bl.
Nr. 849, in der Fassung der Verordnung
des Bundesministers für Handel und Ver-
kehr vom 12. April 1929, B. G. Bl. Nr. 152),

b) den Betrieb von Reisebüros und damit im
Zusammenhang stehenden Tätigkeiten
(Verordnung des Bundesministers für Han-
del und Verkehr, B. G. Bl. Nr. 148/1935)
mit der im § 1, lit. f, vorgesehenen Aus-
nahme

ist das Bundesministerium für Handel und Wie-
deraufbau zuständig.

Kolb

2 5 5 . Verordnung des Bundesministeriums
für Handel und "Wiederaufbau vom 6. No-
vember 1948, betreffend die Aufhebung der
Bewirtschaftung von Seilergarn aus Hanf
sowie nichtwollhaltigen alten und neuen

Hadern und Reißspinnstoffen daraus.
Auf Grund des § 1, Abs. (4), des Bundesgesetzes

vom 4. Februar 1948, B. G.Bl. Nr; 56, über die
Regelung der Erzeugung und Verteilung lebens-
wichtiger Bedarfsgüter (Warenverkehrsgesetz
1948) wird verordnet:

Von den Bestimmungen des Warenverkehrs-
gesetzes 1948 werden nachfolgende gemäß § 1,
Abs. (2), Ziffer 6, dieses Gesetzes bewirtschaftete
Waren ausgenommen:

1. Seilergarn aus Hanf,
2. alte und neue Hadern mit Ausnahme von

wollhaltigen Hadern jeder Art,
3. die aus den gemäß Ziffer 2 nicht bewirt-

schafteten Hadern hergestellten Reißspinnstoffe.

Kolb
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256. Verordnung des Bundesministeriums
für Justiz vom 11. November 1948 über eine
Änderung der Verordnung vom 28. Juni
1932, B. G. Bl. Nr. 178, zur Durchführung
des Bundesgesetzes vom 10. Juni 1932,
B. G. Bl. Nr. 166, betreffend eine Ergänzung
des Bundesgesetzes über die Erweiterung des

Wirkungsbereiches der Berufsvormund-
schaften.

Auf Grund des § 1 des Bundesgesetzes vom
10. Juni 1932, B.G.Bl. Nr. 166, wird ver-
ordnet:

Der Abs. (2), der Verordnung vom 28. Juni
1932, B. G. Bl. Nr. 178, hat zu lauten:

„In den Fällen des Abs. (1), Z. 2 und 3, darf
der Bauschbetrag 30 S nicht übersteigen."

Gerö

257. Verordnung des Bundesministeriums
für Vermögenssicherung und Wirtschafts-
planung vom 12. November 1948 über die
Verlängerung der Frist zur Anmeldung von
Rückstellungsansprüchen nach dem Ersten

und Zweiten Rückstellungsgesetz.
Auf Grund des § 2, Abs. (1), des Bundes-

gesetzes vom 26. Juli 1946, B.G.Bl. Nr. 156,
über die Rückstellung entzogener Vermögen, die
sich in Verwaltung des Bundes oder der Bundes-
länder befinden (Erstes Rückstellungsgesetz), des
§ 2, Abs. (1), des Bundesgesetzes vom 6. Februar
1947, B.G.Bl. Nr. 43, über die Rückstellung
entzogener Vermögen, die sich im Eigentum der
Republik Österreich befinden (Zweites Rückstel-
lungsgesetz), wird verordnet:

Die Frist für die Anmeldung der Rückstellungs-
ansprüche nach dem Ersten und dem Zweiten
Rückstellungsgesetz wird bis 31. Dezember 1949
verlängert.

Krauland

258. Verordnung des Bundesministeriums
für Inneres im Einvernehmen mit den
Bundesministerien für Handel und Wieder-
aufbau und für Volksernährung vom 20. No-
vember 1948, betreffend die Ausdehnung der

Preisregelung auf Bier.
Gemäß § 1, Abs. (4), des Bundesgesetzes vom

21. April 1948, B. G. Bl. Nr. 87, mit dem grund-
sätzliche Bestimmungen über die Preisregelung

erlassen werden (Preisregelungsgesetz 1948) wird
verordnet:

Die Preisregelung wird auf Bier ausgedehnt.

Helmer

259. Verordnung des Bundesministeriums
für Justiz vom 24. November 1948 über die
Verlängerung der Frist zur Firmenanmeldung

nach dem Vierten Rückstellungsgesetz.

Auf Grund des § 5, Abs. (1), des Bundes-
gesetzes vom 21. Mai 1947, B. G. Bl. Nr. 143,
betreffend die unter nationalsozialistischem
Zwang geänderten oder gelöschten Firmennamen
(Viertes Rückstellungsgesetz) wird verordnet:

Die Frist für die Anmeldung der fortzu-
führenden Firmen zur Registrierung gemäß § 5,-
Abs. (1), des Vierten Rückstellungsgesetzes wird
bis 31. Dezember 1949 verlängert.

Gerö

2 6 0 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 22. November 1948, betreffend die
teilweise Aufhebung des Bundesgesetzes vom
19. November 1947, B. G. Bl. Nr. 254, wo-
mit das Wohnungsanforderungsgesetz ver-
längert wird, durch den Verfassungsgerichts-

hof.
Gemäß Art ikel 140, Abs. (3), des Bundes-

Verfassungsgesetzes in der Fassung von 1929 und
des § 64, Abs. (2), des Verfassungsgerichtshof-
gesetzes 1930, B . G . B l . N r . 127, wird kund-
gemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof ha t mi t
Erkenntnis v o m 5. Ok tobe r 1948, Zl . G 3/48,
das Bundesgesetz v o m 19. N o v e m b e r 1947,
B. G. Bl. N r . 254, w o m i t das Wohnungsanfor -
derungsgesetz ver länger t wird , insoweit als ver-
fassungswidrig aufgehoben, als es durch die neue
Fassung des § 24, Abs. (1), des Wohnungsan-
forderungsgesetzes v o m 22. August 1945,
St. G . B l . N r . 138, auch die in diesem Gesetz en t -
hal tene Verfassungsbestimmung des § 21 ,
Abs. (2), in ihrer rechtlichen Wirksamkei t bis
zum 31 . Dezember 1948 erstreckt hat .

(2) Die Aufhebung t r i t t m i t dem Ablauf des
31 . Dezember 1948 in Wirksamkei t .

Figl
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